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Protokoll 1. Gemeinderatssitzung am 27. März 2025 
 
Bürgermeister Walter Reinthaler eröffnet die 1. Gemeinderatssitzung des Jahres 2025 
um 19:00 Uhr und begrüßt die anwesenden Mitglieder des Gemeinderates, Amtsleiter 
Christoph Reinthaler und VB Vanessa Wiesner als Schriftführerin. 
 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler stellt fest, dass 

• die Verständigung vom Vorsitzenden der Sitzung hierzu gemäß den vorliegenden 
Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich 
am 20. März 2025 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist. 

• die Niederschrift über die letzte Sitzung des Gemeinderates vom 16. Dezember 
2024 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden aufgelegen ist, während 
der Sitzung noch aufliegt und gegen diese Niederschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen eingebracht werden können, andernfalls das Protokoll als ange-
nommen betrachtet wird. 

• die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

• ich als Vorsitzender auf § 64 der OÖ Gemeindeordnung verweise, wonach Mitglie-
der des Gemeinderates ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen und dies am Be-
ginn der Beratung des Tagesordnungspunktes zu erklären haben. 

 
Abänderung der Tagesordnung: 
(x) Änderung der Tagesordnung: 

• Der Tagesordnungspunkt 6 „Wechsel Ortsplaner“ wird gem. §46 Abs. 4 Oö. GemO. 
1990 vor Eintritt in die Tagesordnung von dieser abgesetzt. 

• Der Tagesordnungspunkt 15 „Kanalgebührenordnung“ wird gem. §46 Abs. 4 Oö. 
GemO. 1990 vor Eintritt in die Tagesordnung von dieser abgesetzt. 
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1. Bürgerfragestunde – Vorsitz Die Grünen 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler und GR Felix Ecker, stellvertretend 

für den Fraktionsobmann Josef Standhartinger, begrüßen die anwesenden Bürger. 

Seitens der Bürger gibt es keine Fragen und somit auch keine Wortmeldungen. 

 
 
 
2. Bericht Prüfungsausschuss 
Der Prüfungsausschuss hat sich in der 1. Sitzung am 11. März 2025 mit dem Rech-
nungsabschluss beschäftigt. In der 2. Sitzung, die im Anschluss ebenfalls am 11. März 
2025 einberufen und abgehalten wurde, behandeltet der Prüfungsausschuss die Ver-
sicherungen, die Außenstände, die Kosten der Wasserversorgungsanlage und den 
Nahwärmevertrag. 
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Schreiben der Firma HIPI bezüglich der Wassermenge, die durch die errichtete Was-
serversorgungsanlage derzeit gewonnen werden kann: 
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Beratung:  Der Prüfungsausschussobmann Ernst Mayr erläutert die Be-

richte der stattgefundenen Prüfungsausschusssitzungen näher.  
 Nach dieser Berichterstattung verliest der Vorsitzende Bürger-

meister Walter Reinthaler das Antwortschreiben der Firma HIPI 
bezüglich der Wassermenge, die durch die errichtete Wasserver-
sorgungsanlage derzeit gewonnen werden kann (siehe oben ein-
gefügtes Schreiben). 

 Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine Fragen 
und somit auch keine Wortmeldungen. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, die vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachten Be-

richte der stattgefundenen 1. und 2. Prüfungsausschusssitzung 
zur Kenntnis zu nehmen. Als Zeichen der Zustimmung wird um 
ein Handzeichen ersucht. 

Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine  
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3. Rechnungsabschluss 2024  
 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit: 
Es wurde im Jahr 2024 ein Überschuss von € 253.695,11 erzielt, wovon € 206.837,40 
einzelnen investiven Vorhaben zugeführt werden konnten. 
 
Diese waren: 
- PV Anlage FF Osternach €  22.671,45 
- Zaunsanierung Kindergarten €  12.176,80 
- Spürnasenecke Einrichtung € 0,72 
- Spielplatzsanierungen € 135.726,47 
- Straßenbauten 2024 € 36.261,96 

Gesamt € 206.837,40 
 

 

 
Haushaltsrücklagen: 
Im Haushaltsjahr 2024 erfolgte eine Umgliederung der inneren Darlehen auf allge-
meine Haushaltsrücklagen (ges. Vorschriften). Es erfolgten eine Zuführung von ca. 
24.000,00 und eine Zuführung von 46.000,00. Im abgelaufenen Jahr erfolgte noch eine 
Entnahme von € 186.000 (Kanalsanierung BA 09). Das ergibt einen Rücklagenstand 
von € 376.213,46. 
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Finanzschulden: 
Im Jahr 2024 wurden Tilgungen von € 138.508,50 geleistet. Die Zinsen für die Schul-
den beliefen sich im abgelaufenen Jahr auf € 74.097,15. 
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Beratung: Der Amtsleiter Christoph Reinthaler erläutert den Rechnungsab-

schluss 2024 näher und erklärt zudem, dass im Haushaltsjahr 
2024 keine Sondertilgungen durchgeführt wurden, da sich an-
sonsten die unbedingt notwendigen Rücklagen verringert hätten. 

 Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler betont, dass 
die Gemeinde im letzten Haushaltsjahr sehr vorsichtig gewirt-
schaftet hat, damit das Jahr 2024 noch ausgeglichen abge-
schlossen werden kann. Aus diesem Grund können auch derzeit 
nicht alle geplanten Projekte sofort umgesetzt werden. 

 GR Ernst Mayr möchte wissen, warum im Lagebericht zum 
Rechnungsabschluss 2024 ein anderer Stand der Finanzschul-
den angeführt ist als im Amtsvortrag für die bereits stattgefun-
dene Prüfungsausschusssitzung am 11. März 2025, der ihm als 
Prüfungsausschussobmann zugesendet wurde. Er äußert seine 
Bedenken und glaubt, dass diese Zahlen eigentlich gleich sein 
müssten. Der Amtsleiter Christoph Reinthaler verweist ihn an 
den Buchalter VB Robert Eßl, da er dies nicht genau beantworten 
kann. Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler sichert 
ihm zu, dass dies in den nächsten Tagen umgehend abgeklärt 
wird. 

 Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu sonst keine 
weiteren Fragen. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, dem vorliegenden Rechnungsabschluss für 

das Haushaltsjahr 2024 die Zustimmung zu erteilen. Wer sich 
diesem Antrag anschließt, den ersuche ich um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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4. Entwicklungskonzept Kinderbildungs- und betreuungseinrichtung 
Die Gemeinde muss spätestens nach 5 Jahren ein Entwicklungskonzept der Kinder-
bildungs- und betreuungseinrichtung erstellen. Dies ist die Planung und Entwicklung 
des Bedarfs der Kindergartenplätze sowie der Bedarf an Räumlichkeiten. Auch die 
provisorischen Gruppen wie die Krabbelstube sowie die vierte Gruppe werden mit dem 
Entwicklungskonzept begründet. 
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Beratung:  Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler und der Amts-

leiter Christoph Reinthaler erläutern das Entwicklungskonzept 
näher und geben bekannt, dass sich der Gemeinderat ehest-
möglich mit den weiteren Maßnahmen bzw. der weiteren Vorge-
hensweise der Kindergartenerweiterung befassen muss. Sie tei-
len mit, dass derzeit die Krabbelstube und die 4. Kindergarten-
gruppe (Containergruppe) provisorisch eingerichtet und nicht 
dauerhaft verwendungsbewilligt sind. 

 Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine beson-
deren Wortmeldungen. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, dem vorliegenden Entwicklungskonzept für die 

gemeindeeigenen Kinderbildungs- und Betreuungseinrichtungen 
für den Zeitraum bis 2029 zur Kenntnis zu nehmen. Als Zeichen 
der Zustimmung wird um ein Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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5. Bericht Bauausschuss  
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler ersucht den Bauausschussobmann, 
Herrn Manuel Partinger um seinen Bericht der Bauausschusssitzung vom 20. Jänner 
2025. 
 
1. Tagesordnungspunkt: Mosersiedlung Schreiben Anrainer 
→ hierzu erhielten die Anrainer ein Antwortschreiben auf ihre gestellten Fragen                                                                             
bezüglich Asphaltierung der Straße 
 
2. Tagesordnungspunkt: Übersicht Baulandreserven – Auswertung Umfrage Erhal-
tungsbeiträge 
→ Gemeinsam mit der Erhöhung der Erhaltungsbeiträge wurde eine Umfrage ausge-
sendet. Hierbei ist folgende Auswertung ermittelt worden: 
 
65 Umfragen wurden ausgesendet. 16 Umfragen wurden wieder abgegeben. 

• 5 von 16 möchten ihren Grund innerhalb der nächsten 5 Jahre bebauen.  

• 2 von 16 möchten ihren Grund innerhalb der nächsten 10 Jahren bebauen.  

• 7 von 16 möchten ihren Grund unverbaut lassen.  

• 2 von 16 möchten ihren Grund verkaufen.  
 
3. Tagesordnungspunkt: Aktueller Stand Neubau FF – Zeughaus Ort im Innkreis 
Bei diesem Tagesordnungspunkt wurden der aktuelle Stand und der weitere Verlauf 
besprochen. 
 
4. Tagesordnungspunkt: Aktueller Stand Wohnbauprojekt WSG 
Zum Zeitpunkt der Bauausschusssitzung gab es noch keine konkreten Planunterlagen. 
Die Bauausschussmitglieder arbeiteten bei der Bauausschusssitzung folgende Fragen 
aus, welche bei der Projektvorstellung geklärt wurden. 
 

• Baubeginn? → Stand KW 13: Baubeginn 2027, Fertigstellung 2029 

• Werden beide Wohnbauten gleichzeitig gebaut? → Ja 

• Wer vergibt die Wohnungen? → Bei Erstbezug kann die Gemeinde Vorschläge 
machen, ist der Gemeinde überlassen und noch nicht konkret ausgemacht 

• Mietwohnungen oder Miet-Kaufwohnungen? → nur Miet-Kaufwohnungen 
 
Beratung:  Der Bauausschussobmann Manuel Partinger berichtet kurz über 

die stattgefundene Bauausschusssitzung am 20. Jänner 2025 
und präsentiert den Gemeinderatsmitgliedern die Projektunterla-
gen des geplanten Wohnbauprojektes der WSG. 

 Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine Fragen 
und somit auch keine Wortmeldungen. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, die Berichterstattung des Bauausschusses zur 

Kenntnis zu nehmen. Als Zeichen der Zustimmung wird um ein 
Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine  
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6. Wechsel Ortsplaner 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde gemäß §46 Abs. 4 Oö. GemO. 1990 vor Eintritt in 
die Tagesordnung abgesetzt, da der Gemeinde telefonisch von der BH am Montag, 
den 24. März 2025 empfohlen wurde noch weitere Angebote von Raumplanungsbüros 
einzuholen. 
Aus diesem Grund wurde der Tagesordnungspunkt abgesetzt und soll bei der nächs-
ten Gemeinderatssitzung (GR 2/2025 geplant am 16. Juni 2025) beraten und be-
schlossen werden. 
 
 
 
7. Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.6 Genehmigungsbeschluss 
Die Familie Bögl beantragt eine neuerliche Beschlussfassung ihres Antrages der Flä-
chenwidmungsplanänderung Nr. 4.6 mit folgender Begründung: 
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Zur Flächenwidmungsplan-Änderung Nr. 4.6 hat das Land Oö., Abt. Raumordnung, 
mit Schreiben vom 14. Juni 2024, Zahl: RO-2024-147592/7-Mit, mitgeteilt, dass die 
gegenständliche Planung derzeit abzulehnen ist. Dazu hat die Energie-AG folgende 
Stellungnahme verfasst bzw. abgegeben: 
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Das neue ÖEK wurde im Juli 2024 rechtskräftig und die an den Ortsplaner gerichteten 
Anforderungen wurden berichtigt, wie in nachfolgendem Plan ersichtlich ist: 
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Das Umwidmungsverfahren wurde im Einleitungsbeschluss von Grünland in die Son-
derwidmung AGRI-PV beschlossen, in den Plänen war aber in Photovoltaik angege-
ben. Dies wurde jetzt ebenfalls berichtigt und es wird darauf hingewiesen, dass die 
unmittelbar Betroffenen (Grundeigentümer und unmittelbar angrenzende Nachbarn) 
nachweislich über diese Verfahrensänderung verständigt wurden.  
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Folgende Einsprüche sind während der Stellungnahme-Frist bei der Gemeinde ein-
gelangt und sind in der heutigen Sitzung zu behandeln: 
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Beratung:   
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler erläutert diesen Tagesordnungs-
punkt näher und verliest den Antrag der Familie Bögl und die eingelangten Stellung-
nahmen. Da den meisten Gemeinderatsmitgliedern die Thematik dieses Tagesord-
nungspunktes bereits durch die letzte Gemeinderatssitzung am 16. Dezember 2024 
bekannt ist, gingen diese nach der Verlesung des Antrages und der Stellungnahmen 
sofort zur Beratung über. 
GR Ernst Mayr teilt mit, dass er sich seit vielen Jahren sehr intensiv, unter anderem 
aufgrund seiner Firma aber auch privat, mit der Thematik Stromverbrauch beschäftigt 
und daher vor einigen Wochen an einer Diskussion bzw. einem Vortrag über Überan-
gebot von Strom, veranstaltet von einem der größten Energieerzeuger Deutschalands, 
teilgenommen hat. Er betont, dass PV-Flächen zuerst auf versiegelten Flächen er-
reichtet werden sollen, dies aber nicht immer möglich ist (z. B. aufgrund Statik der 
Dächer bei Hallen). Bei dieser Diskussion wurde in erster Linie thematisiert, dass durch 
den steigenden Stromverbrauch (aufgrund Elektromobilität, Digitalisierung, …) noch 
viel mehr erneuerbare Energie erzeugt werden muss, um den Bedarf decken zu kön-
nen. Aus diesem Grund denkt er, dass es kein Überangebot an Strom geben wird und 
daher dieses Projekt unbedingt notwendig und sinnvoll für unsere Gemeinde ist. Er 
weist auch auf den Vorteil hin, dass keine Infrastruktur neugeschaffen werden muss, 
da sich im Nahbereich bereits eine bestehende 30 kV-Leitung befindet und somit auch 
kaum Grabungsarbeiten stattfinden müssen. Ebenso teilt er mit, dass er sich nach der 
Vorstellung des Projektes in der Dezembersitzung bei der Energie AG erkundigt hat, 
woher die Zahlen der Bodenbewertung stammen. Die Energie AG informierte ihn, dass 
diese Werte aus den 70er/80er-Jahren stammen und vom Land bestimmt wurden. Er 
glaubt aber, dass sich der Boden in den letzten 40 Jahren nicht sehr stark verändert 
hat und darauf vertraut werden muss, dass die vorgegebenen Werte des Landes stim-
men. Seiner Meinung nach muss das Netz aufgrund der Digitalisierung unbedingt aus-
gebaut werden. Er empfindet nicht nur dieses Projekt als sehr wichtig bzw. sinnvoll für 
unsere Gemeinde und den Ausbau des Netzes, sondern auch jegliche weitere Erwei-
terungen auf Dächern, Parkplätzen und so weiter. Nur leider scheitern so manche Pro-
jekte aufgrund der nichtvorhandenen Infrastruktur, die in diesem Fall aber bereits vor-
handen ist.  
GR Manuel Partinger teilt mit, dass er sich zu dieser Thematik in den letzten Wochen 
auch viele Gedanken gemacht und diese schriftlich zusammengefasst hat. Daraufhin 
verliest er seine Stellungnahme und bittet um Aufnahme dieser in das Protokoll: 
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Stellungnahme GR Manuel Partinger: 
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Aufgrund der Frage, warum in der heutigen Sitzung nochmals über die Flächenwid-
mungsplanänderung abgestimmt wird, erklärt Amtsleiter Christoph Reinthaler, dass 
grundsätzlich Anträge mehrmals eingebracht werden können. Es wurde aber der Fa-
milie Bögl vor der Sitzung mitgeteilt hat, dass das Ergebnis dieses Tagesordnungs-
punktes, egal wie der Gemeinderat in der heutigen Sitzung abstimmt und entscheidet, 
sofort dem Land Oö. mitgeteilt wird und somit keine neuerliche Aufnahme in die Ta-
gesordnung und Beschlussfassung durch den Gemeinderat beantragt werden kann. 
Da es keine Änderungen am Verfahren seit der letzten Gemeinderatssitzung im De-
zember gegeben hat, kann nochmals darüber abgestimmt werden. Hätte es Änderun-
gen in der Zwischenzeit, also seit dem letzten Beschluss am 16. Dezember 2024, ge-
geben, hätte das Verfahren neu gestartet werden müssen (Einleitungsbeschluss, …). 
Solange das Ergebnis nicht dem Land gemeldet wurde, gilt das Verfahren als „nicht 
abgeschlossen“ und somit kann bis dahin mehrmals darüber im Gemeinderat beraten 
und abgestimmt werden. Ebenso betont Amtsleiter Christoph Reinthaler, dass auch 
wenn heute der Gemeinderat positiv darüber abstimmt, es noch lange nicht vom Land 
Oö. genehmigt ist und dies immer noch durch das Land Oö. abgelehnt werden kann. 
GR Peter Badergruber äußert seine Bedenken bezüglich der Einbringung des Antra-
ges auf eine neuerliche Beratung und Abstimmung im Gemeinderat, obwohl die Flä-
chenwidmungsplanänderung in der letzten Gemeinderatssitzung am 16. Dezember 
2024 mehrheitlich abgelehnt wurde. Für ihn ist dies nicht ganz klar und vor allem nicht 
rechtens, dass mehrmals über die gleiche Flächenwidmungsplanänderung abge-
stimmt werden kann. 
Hierzu teilt Amtsleiter Christoph Reinthaler mit, dass er sich eine Rechtsauskunft vom 
Oö. Gemeindebund eingeholt hat. Dieser hat ihm mitgeteilt, dass es sich in diesem 
Fall um eine nicht entschiedene Sache handelt und somit neuerlich abgestimmt wer-
den kann. Theoretisch gesehen, kann noch mehrerer Male darüber abgestimmt wer-
den, bis dem Land die Entscheidung mitgeteilt wird und das Verfahren als „abge-
schlossen“ gilt. Da eine mehrmalige Beratung und Beschlussfassung aber eher wenig 
Sinn ergibt, wurde wie bereits erwähnt, der Familie Bögl mitgeteilt, dass das Ergebnis 
sofort dem Land mitgeteilt wird und somit keine neuerliche Aufnahme in die Tagesord-
nung und Beschlussfassung beantragt werden kann. 
Trotz der Informationen des Amtsleiters Christoph Reinthaler, betont GR Peter Bader-
gruber, dass dies seine Einstellung hierzu nicht ändert. Ebenso gibt er bekannt, dass 
er grundsätzlich dieselbe Meinung wie GR Manuel Partinger teilt und zuvor die PV-
Anlangen auf den freien Dachflächen und nicht auf Freiflächen im Grünland erreichtet 
werden sollen. Da aber beim Einleitungsbeschluss das geplante Flächenausmaß der 
AGRI-PV-Anlage geändert wurde (von zuvor 10 ha auf ca. 5 ha) und durch die AGRI-
PV-Anlage keine Bodenversiegelung erfolgt und auch ein etwaiger Rückbau wieder 
möglich ist, ist für ihm dieses Projekt in dieser Größenordnung denkbar. Dennoch hat 
er große Bedenken aufgrund der mehrmaligen Abstimmung dieses Tagesordnungs-
punktes.  
GR Dominik Schneglberger teilt mit, dass seine Meinung zu diesem geplanten Projekt 
ebenfalls nicht mit der Familie Bögl privat zusammenhängt, sondern er nicht möchte, 
dass die Natur unserer Gemeinde mit so einer großen PV-Anlage gestaltet wird. Auch 
wenn nicht jeder Gemeindebürger von Ort direkt davon betroffen ist, möchte er einer-
seits aus optischen Gründen nicht, dass eine so große und wertvolle landwirtschaftli-
che Fläche durch eine PV-Anlage verwertet wird. Andererseits stellt sich ihm die Frage 
ob nicht nach dem Genehmigungsbeschluss durch den Gemeinderat zu dieser Flä-
chenwidmungsplanänderung weitere solche Anträge und Projekte beantragt bzw. an-
geregt werden. Aus seiner Sicht kann der Gemeinderat nicht bei diesem Projekt zu-
stimmen und weitere folgende Anträge und Projekte eventuell ablehnen. Auch wenn 
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sich der derzeitige Gemeinderat vielleicht nicht mehr intensiv mit weiteren Anträgen 
auseinandersetzen muss, so müssen dies dann die folgenden Gemeinderäte erledigen 
und erklären. GR Dominik Schneglberger betont ebenso, dass solche PV-Anlage auf 
freien Dachflächen errichtet werden sollen und nicht auf wertvollen Nutzflächen.  
GR Roswitha Bürkl äußert sich zu dem Vorwurf, dass sie angeblich als Ersatzmitglied 
einberufen wurde, da sie mit der Familie Bögl gut befreundet ist und nun zum Vorteil 
für die Familie Bögl abstimmen könnte. Sie teilt mit, dass sie sich im Vorfeld mit dem 
Projekt intensiv auseinandergesetzt hat und auch bereits zum Zeitpunkt des Einlei-
tungsbeschlusses nicht negativ zu dem Projekt und der dafür erforderlichen Flächen-
widmungsplanänderung eingestellt war. Sie möchte sich nicht nachsagen lassen, dass 
sie durch die Anwesenheit als Ersatzmitglied Freundschaftsdienste leistet, sondern 
sehr wohl eine eigene Meinung hat und diese auch vertritt. 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler verliest das Schreiben der Energie 
AG mit den Vorteilen bzw. den Angeboten, die die Gemeinde durch dieses Projekt 
hätte bzw. bekommen würde, da bei der Projektvorstellung vor der letzten Gemeinde-
ratssitzung nicht alle heute anwesenden Gemeinderatsmitglieder dabei waren. Er be-
tont aber auch, dass er dieses Schreiben nicht verliest, damit dies eventuell die Mei-
nungen positiv beeinflussen könnte, sondern damit alle heute anwesenden Gemein-
deratsmitglieder die gleiche Entscheidungsgrundlage haben. Ebenso teilt er mit, dass 
diese Vorteile bzw. diese Angebote für die Postleitzahl 4974 gelten und auch immer 
noch gültig sind, obwohl die Flächenwidmungsplanänderung im Dezember abgelehnt 
wurde. Zudem gibt er auch bekannt, dass seiner Meinung nach es auch legitim ist, 
dass die Familie Bögl nach einem Betriebszweig für die Weiterführung ihres landwirt-
schaftlichen Betriebes sucht und aus diesem Grund diese Flächenwidmungsplanän-
derung für diesen neuen Betriebszweig beantragt haben. Des Weiteren verweist der 
Vorsitzende Bürgermeister Reinthaler darauf, dass bei Angelegenheiten, die den Flä-
chenwidmungsplan betreffen nicht geheim abgestimmt werden darf.  
Da ansonsten keine weiteren Wortmeldungen folgen, geht der Vorsitzende Bürger-
meister Walter Reinthaler zur Beschlussfassung über. 
 
Antrag: Der Antrag lautet, es möge der Genehmigungsbeschluss für die 

Flächenwidmungsplan-Änderung Nr. 4.6 von Grünland in Photo-
voltaikanlage – Doppelnutzung Agrar und PV gefasst werden. 
Als Zeichen der Zustimmung wird um ein Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 8 Zustimmungen 
Gegenstimmen: 4 Gegenstimmen 
Stimmenthaltungen: keine 
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8. Rückwidmung Baugrund Parz. 310/1 und 310/2 
Aufgrund der Verdoppelung des Erhaltungsbeitrages wurde um die Rückwidmung ei-
nes Baulandes (Parz. 310/1 und 310/2) in Grünland mit Schreiben vom 21. November 
2024 angesucht. Laut Aussage des Besitzers sollen diese Grundstücke nie bebaut 
werden. Zudem würde die eingezeichnete Hochwasserlinie und die Abstandsregelung 
zum angrenzenden Wald zu erschwerten Bedingungen für eine Baubewilligung führen 
(Abstandsbestimmungen, Höhen aufgrund der Hochwasserlinie, Gutachten, …). Somit 
wäre das Grundstück nur sehr eingeschränkt bebaubar bzw. verwertbar. 
Eine Rückwidmung dieser Parzellen würde allerdings dazu führen, dass auch die Ge-
meinde die bereits geleisteten Aufschließungsbeiträge dem Grundstücksbesitzer zu-
rückzuerstatten sind. Diese belaufen sich auf € 7.466,16 
Eine Rückwidmung laut Antrag scheint hier aufgrund der oben angeführten Gründe 
vertretbar. Auch der Bauausschuss hat sich in seiner letzten Sitzung vom 20. Jänner 
2025 für die Rückwidmung ausgesprochen. 
 

 
 

Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine Fragen 
und somit auch keine Wortmeldungen. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, die Parz. 310/1 und Parz. 310/2 von derzeit 

Bauland in Grünland rückzuwidmen und die bereits geleisteten 
Aufschließungsbeiträge in der Höhe von € 7.466,16 den Grund-
stücksbesitzern rückzuerstatten. Als Zeichen der Zustimmung 
wird um ein Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine  
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9. Verordnung Auflassung öffentliches Gut – Parz. 1535/2 
In der Gemeinderatssitzung vom 28. März 2023 (GR 2/2023 TOP 4c und 4d) wurde 
der Grundsatzbeschluss zum Verkauf des öffentlichen Gutes der Parz. 1535/2 gefasst. 
Nun muss mittels Verordnung der Gemeingebrauch als entbehrlich erklärt und das 
öffentliche Gut aufgelassen werden. 
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Beratung:  GR Ernst Mayr erkundigt sich, ob dieser Weg in der Natur noch 
ersichtlich ist. Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler 
gibt bekannt, dass dieser schon lange nicht mehr in der Natur 
ersichtlich ist und daher auch aufgelassen werden soll. 

 Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine weite-
ren Fragen und somit auch keine weiteren Wortmeldungen. 

 
Antrag: Der Antrag lautet gem. § 11 Abs. 3 Oö. Straßengesetz 1991 die 

Parz. 1535/2 wie im Teilungsplan von Dipl. Ing. Rudolf Schöff-
mann, GZ 7840/23 vom 06.03.2024 für den Gemeingebrauch als 
entbehrlich zu erklären und das öffentliche Gut aufzulassen. Wer 
sich diesem Antrag anschließt, den ersuche ich um ein Handzei-
chen als Zeichen der Zustimmung. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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10. Wegverlegung Aichberg 
a. Wegverlegung Aichberg Vermessung und Verkaufspreis 
Im Bereich Aichberg am Rande eines Waldstückes angrenzend an das Objekt Aich-
berg 18 (Fam. BÖGL vgl. Großweidinger) sollte der öffentliche Weg Parz. 1073/2, KG 
Aichberg wie in den unten eingefügten Plänen (Vermessungsplan, Kataster- und Ort-
hofotoauszug) ersichtlich, verlegt werden. Der ursprüngliche Verlauf dieses Weges ist 
in der Natur nicht mehr ersichtlich und sollte daher an den tatsächlichen Verlauf ange-
passt werden. Ein flächengleicher Tausch zwischen den Grundstücksbesitzern war 
nicht ganz möglich. Laut Vermessungsplan von Herrn Dipl. Ing. Josef Wagneder 
müsste die Familie BÖGL 8 m² von der Gemeinde Ort im Innkreis kaufen (siehe Ge-
genüberstellung). 
Nun sollte ein Grundpreis für die zu verkaufenden 8 m² festgelegt werden. Der Preis 
für landwirtschaftliche Flächen soll 5,- € pro m² betragen. 
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Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine beson-
deren Wortmeldungen. 

 
Antrag 1: Der Antrag lautet, der Wegverlegung die Zustimmung zu erteilen 

und einen Preis von 5,- € pro m² festzusetzen. Die Kosten der 
Vermessung und der grundbücherlichen Durchführung sind von 
Käufer zu tragen. Wer sich diesem Antrag anschließt, den ersu-
che ich um ein Handzeichen als Zeichen der Zustimmung. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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b. Vereinbarung Wegverlegung Aichberg 
Da der Gemeinderat in der heutigen Sitzung (GR 1/2025, TOP 10a) einen Verkaufs-
preis von 5,- € pro m² festgelegt hat, ist sogleich eine Vereinbarung zwischen den 
Ehegatten BÖGL und der Gemeinde Ort im Innkreis zu treffen und vom Gemeinderat 
beschließen zu lassen. Der Verkauf der abzutretenden 8 m² ergibt eine Gesamtsumme 
von 40,00 €. 

 
 
Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine beson-

deren Wortmeldungen. 
 
Antrag 2: Der Antrag lautet, der vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachten Ver-

einbarung zwischen den Ehegatten BÖGL und der Gemeinde 
Ort im Innkreis die Zustimmung zu erteilen Wer sich diesem An-
trag anschließt, den ersuche ich um ein Handzeichen als Zeichen 
der Zustimmung. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine  
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11. Widmung und Einreihung einer öffentlichen Straße Teilfläche der Parz. 689/5 
Im Jahr 2022 hat der Gemeinderat beschlossen, den letzten Teil eines Fußgängerwe-
ges beim Objekt Bischelsdorf 8, Parzelle 689/5 (Markus WAGNER und B.A. Martina 
RASCHHOFER) zu errichten. Der Gehweg ist seit Ende 2023 fertiggestellt worden. 
Nun liegt auch die Endvermessung vor.  
Laut vorliegender Vermessungsurkunde des Vermessungsbüros Dipl. Ing. Josef Wag-
neder, GZ 13084/22 vom 04.03.2025 sind 25 m² nach § 8 Abs. 3 Oö. Straßengesetz 
1991 als „Fußgängerweg“ und gemäß § 11 Abs. 1 Oö. Straßengesetz 1991 in das 
öffentliche Gut einzureihen und zu widmen. Die Verordnung für die Widmung dieses 
Fußgängerweges für den Gemeingebrauch und die Einreihung sollte in der nächsten 
Gemeinderatssitzung beschlossen werden. 
 
Als Preis wurde vor Baubeginn zwischen der Gemeinde und den Verkäufern ein Preis 
von € 25,- pro m² und € 1,88 pro m² als Wiederbeschaffungswert festgelegt. Dies sollte 
nun durch die unten eingefügte Vereinbarung vom Gemeinderat beschlossen werden. 
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Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine beson-

deren Wortmeldungen. 
 
Antrag 1: Der Antrag lautet eine Teilfläche der Parzelle 689/5 im Ausmaß 

von 25 m² gemäß § 8 Abs. 3 und § 11 Abs. 1 Oö. Straßengesetz 
1991 als Fußgängerweg in das öffentliche Gut für den Gemein-
gebrauch einzureihen und zu widmen. Wer sich diesem Antrag 
anschließt, den ersuche ich um ein Handzeichen als Zeichen der 
Zustimmung. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine  
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Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine beson-

deren Wortmeldungen. 
 
Antrag 2: Der Antrag lautet, der vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachten Ver-

einbarung zwischen Herrn Markus WAGNER/B.A. Martina 
RASCHHOFER und der Gemeinde Ort im Innkreis die Zustim-
mung zu erteilen Wer sich diesem Antrag anschließt, den ersu-
che ich um ein Handzeichen als Zeichen der Zustimmung. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine  
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12. Auftragsvergabe Kanalsanierung BA10 
Für die Ausschreibung der Kanalsanierung des BA10 (Bereich ehemalige Firma G&S 
bis Beginn Metzgerei Bachinger) wurde die Firma HIPI beauftragt, hierfür gaben vier 
Firmen Angebote ab wobei die drei Billigstbieter einer sachlichen Überprüfung unter-
zogen wurden. 
Bei der Überprüfung wurde die Firma Quabus GmbH, Gewerbeallee 3, 4221 Steyregg 
als Vergabevorschlag genannt. Die Fa. HIPI vermerkt: „Eine Reihungsänderung ist bei 
geringfügig unvorhersehbaren Massenänderungen nicht wahrscheinlich“  
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Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine beson-
deren Wortmeldungen. 

 
Antrag:  Der Antrag lautet, die unbedingt notwendigen Kanalsanierungs-

arbeiten laut vorliegendem und geprüftem Angebot an den Best-
bieter, die Firma Quabus GmbH zum Preis von € 75.856,25 ohne 
MwSt. zu vergeben. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
 
 
 
13. Auftragsvergabe Verlängerung Kanalstrang OIOR40 Ort 179a 
In den Anfang 1980iger Jahren wurde der Bauabschnitt im Bereich von der Feuerwehr 
in Richtung Bischelsdorf errichtet. Aus unbekanntem Grund (in der Kollaudierung 
durch das Land Oö. findet sich keine konkrete Begründung außer – der BA wurden 
nicht errichtet…) endet dieser Kanalstrang auf Höhe des heutigen Wohnhauses Ort 
179 – Familie Seifried Franz und Christine. Weiter in Richtung Bischelsdorf bzw. in 
Richtung Süden wurde kein Kanal und auch keine Wasserleitung gebaut. 
Aufgrund des nunmehrigen Bauvorhabens von Andrea Seifried und Yvo Baer wurde 
festgestellt, dass dieses gewidmete Grundstück über keinen Schmutzwasserkanalan-
schluss und auch keinen Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung verfügt.  
 
Hier gelangten drei Angebote ein (Auflistung nach einlangen): 

• Firma Leithäusl GmbH 28.516,06 € inkl. MwSt. 

• Firma Braumann Tiefbau GmbH 34.462,26 € inkl. MwSt. 

• Firma Swietelsky AG 33.105,98 € inkl. MwSt. 
 
Bei der Fa. Braumann Tiefbau GmbH sind keine Asphaltierungsarbeiten nach den Lei-
tungsverlegearbeiten inkludiert. 
 
Die Planungen der benötigten Tiefe und Länge sowie das vorhandene Leitungsnetz 
wurden durch den Ziviltechniker HIPI erstellt und den Firmen zur Verfügung gestellt. 
 
Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine beson-

deren Wortmeldungen. 
 
Antrag: Der Antrag lautet, den Auftrag zur Verlängerung des Ka-

nalstrangs OIOR40 laut vorliegendem Angebot an die Firma Leit-
häusl GmbH zum Preis von € 28.516,06 inkl. MwSt. als Best- und 
Billigstbieter zu vergeben. Als Zeichen der Zustimmung wird um 
ein Handzeichen ersucht. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine  
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14. Wassergebührenordnung 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 23. September 2024 (TOP 3a, GR 4/2024) 
Änderungen der Wassergebührenordnung hinsichtlich der § 1, 2 und 8 beschlossen. 
Dem Gemeinderat wurden sowohl diese Änderungen als auch die gesamte Wasser-
gebührenordnung zur Kenntnis gebracht.  
In der dann verpflichtenden Kundmachung haben wir den Fehler gemacht, nicht diese 
beschlossenen Änderungen der § 1, 2 und 8 amtlich kundzumachen, sondern es 
wurde die gesamte Wassergebührenordnung samt den inhaltlich bereits geänderten 
Paragrafen kundgemacht.  
Am 5. März 2025 ist nach der erfolgten Verordnungsprüfung das unten eingefügte 
Schreiben von der IKD, Land Oö. zurückgekommen, in dem unsere Kundmachung als 
Formalfehler erkannt wurde. Ebenso wurde uns hiermit mitgeteilt, dass die beanstan-
deten Punkte zu ergänzen bzw. umzuändern sind. Es ist, Zitat IKD, Land Oö.: “ein 
neuerlicher Beschluss im GR und sodann eine idente Kundmachung des Beschlusses 
erforderlich“. Dieser Aufforderung wird nun Folge geleistet. 
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Schreiben 7. März 2025, IKD Land Oö.: 
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Aufgrund des Schreibens wurden die beanstandeten Punkte ergänzt bzw. umgeän-
dert. Für die bessere Erkennbarkeit wurden die neu umgeänderten Punkte gelb mar-
kiert und die zuvor geänderten Bereiche (Änderung – Beschluss GR4/2024 TOP 3a) 
blau eingefärbt. 
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Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine beson-

deren Wortmeldungen. 
 
Antrag: Der Antrag lautet, die Änderungen der Wassergebührenordnung 

zu beschließen damit sie mit 1. Mai 2025 wirksam wird. Als Zei-
chen der Zustimmung ersuche ich dazu um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
 
 
 
15. Kanalgebührenordnung 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde gemäß §46 Abs. 4 Oö. GemO. 1990 vor Eintritt in 
die Tagesordnung abgesetzt, da die in der letzten Gemeinderatssitzung beschlosse-
nen Kanalgebührenordnung noch nicht von der Verordnungsprüfung vom Land Oö. 
rückübermittelt wurde. 
 
 
 
16. Allfälliges 

• Schreiben des Gemeindebundes über kritische Situation der Gemeindefinanzen 

• Berichterstattung Bürgermeisterkonferenz 

• Information Gespräch Gemeinde und FF-Kommando Ort wegen FF Zeughaus 
Neubau Kostenschätzung 

• Ortsbildbeirat FF Zeughaus Neubau am 31. März 2025 um 10:00 Uhr 

• Einwand Prüfungsausschussobmann Ernst Mayr → Beratungen des Prüfungsaus-
schusses beachten bzw. Empfehlungen auch umsetzen 

 
 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler beendet die Gemeinderatsitzung um 
21:25 Uhr.  


